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Zitat des Tages

„Griesgrämige
Gesichter sollten in
Baden-Württemberg

verboten sein.“

EU-Energiekommissar Günther
Oettinger (CDU, Foto: dpa)

forderte die Deutschen beim
Treffen der Weltmarktführer in
Schwäbisch Hall dazu auf, „flei-

ßiger und fröhlicher“ zu sein.

Der Slalom in Sotschi...

dass nicht nur Opa nach Europa
soll. Ist Harms dadurch nicht be-
schädigt?
Nein. Wir Grüne haben uns immer
dadurch ausgezeichnet, dass wir es
schafften, auch neue Leute nach
vorne zu stellen. Bei mir ist es ähn-
lich. Sven Giegold wird vielleicht
auf Platz zwei kandidieren, wo ich
bisher stand. Das kann man doch
nicht als Majestätsbeleidigung be-
handeln. Ein solch offenes Verfah-
ren gehört bei den Grünen dazu. 

Sie selbst haben sich als europäi-
scher Spitzenkandidat nicht be-
worben, warum nicht?
Weil ich derjenige war, der das Ver-
fahren der Primaries am meisten
vorangetrieben hat. Da kann ich
nicht gleichzeitig persönliche Inte-
ressen vertreten. 

Wäre die Beteiligung bei Abstim-
mungen über Inhalte vielleicht
besser?
Das hat die deutsche grüne Partei
im Bundestagswahlkampf probiert.
Die Beteiligung war geringer als bei
der Personalentscheidung. Viel-

BERLIN - Reinhard Bütikofer, Chef
der europäischen Grünen, ist mit
seiner Idee, die grünen Spitzenkan-
didaten per Handy und Internet kü-
ren zu lassen, gescheitert. Die Be-
teiligung war miserabel. Die Idee
findet er trotzdem gut. „Wer soll ein
Demokratie-Experiment wagen,
wenn nicht die Grünen?“, sagt Büti-
kofer im Interview mit Sabine
Lennartz.

Herr Bütikofer, von den Anhän-
gern der Grünen hat sich kaum je-
mand an der Vorwahl der grünen
europäischen Spitzenkandidaten
beteiligt. Interessiert Europa die
Bürger nicht die Bohne?
Das wäre ein zu kühner Schluss.
Wir wollen nicht, dass die Wahlbe-
teiligung immer weiter sinkt und
wir dann ein europäisches Parla-
ment haben, das kaum einer ge-
wählt hat. Und wer soll ein Demo-
kratie-Experiment wagen, wenn
nicht die Grünen?

Die anderen Parteien bestimmen
ihre Kandidaten auf Parteitagen.
Natürlich sind wir mit den Prima-
ries ein Risiko eingegangen. Aber in
Hinterzimmern Spitzenkandidaten
auskungeln wollten wir nicht. Ich
bin davon überzeugt, dass es richtig
ist, den Bürgerinnen und Bürgern
mehr Einfluss zu geben. Zugegeben,
wir haben es nicht geschafft, gleich
beim ersten Mal ins Schwarze zu
treffen, aber ich glaube, es ist des
Schweißes der Freunde Europas
wert, neue Wege zu gehen.

Rebecca Harms als bekannte grü-
ne Europapolitikerin musste
Platz eins der jungen Ska Keller
überlassen, die damit punktete,

leicht wäre es in Europa anders, ich
bin da offen. Jedenfalls wollen wir
Grüne politische Innovation nicht
der Konkurrenz überlassen. Und
wir haben es ansatzweise geschafft,
gesamteuropäische Debatten zu
führen, mit Veranstaltungen in
zehn Ländern. Wir haben auch jun-
ge Menschen ab 16 Jahren motiviert.

Was ist für Sie das wichtigste The-
ma für die Europawahl?
Die überragende Frage, die alles
überspannt, ist die, ob wir bei allen
Schwierigkeiten, die wir jetzt erle-
ben, das Projekt der europäischen
Integration weiterentwickeln.
Oder ist das Signal, dass wir uns von
der großen Hoffnung der europäi-
schen Integration verabschieden
müssen und wieder die nationalisti-
sche Verengung als Perspektive
hochkommt? Wir Grüne wollen die
europäische Integration. Um Men-
schen dafür zu gewinnen, müssen
wir in dem Bereich, in dem Europa
nicht gut funktioniert, Korrekturen
vornehmen. Das gilt besonders in
der Wirtschaftspolitik. Dass die
Banken völlig aus dem Ruder gelau-

fen sind, bestreitet heute keiner
mehr. Wir müssen in der Wirt-
schaftspolitik die Chance der drit-
ten industriellen Revolution ergrei-
fen. Europa braucht mehr Investi-
tionen und Jobs. 

Thema Abwendung von Europa.
Für wie groß halten Sie denn die
Chancen, dass die AfD ins Euro-
paparlament kommt?
Die AfD ist ein Chamäleon, das je
nach Umfeld anders ausschaut. Ich
halte die AfD für eine unausgego-
rene Veranstaltung. Ich kann mir
nicht vorstellen, wie ihr produkti-
ver Beitrag zur europäischen Poli-
tik sein soll. 

Die Grünen sind traditionell über-
durchschnittlich europainteres-
siert. Aber die Messlatte liegt
hoch, bei der letzten Europawahl
haben sie 12,1 Prozent erzielt. 
Können sie das wieder erreichen?
Das wäre natürlich toll. 2009 war
unser bestes Ergebnis überhaupt.
Nach dem Rückschlag bei der Bun-
destagswahl geht der Bundesvor-
stand es vorsichtig an:  Wir wollen
Zweistelligkeit erzielen. 

Welches Signal wird der Europa-
parteitag Anfang Februar in Dres-
den geben?
Unser Motto wird sein, mit grüner
Politik Europa besser zu machen.
Das gilt bei der Verteidigung von
Bürgerrechten und Datenschutz,
das gilt bei sozialen Rechten wie
der Freizügigkeit und das gilt, wenn
es um Umwelt und um den künfti-
gen wirtschaftlichen Erfolg
Deutschlands geht, um Wettbe-
werbsfähigkeit auf der Basis von
Nachhaltigkeit. 

Interview
●

„Nicht gleich ins Schwarze getroffen“
Reinhard Bütikofer zur Wahl der Europa-Spitzenkandidaten und grünen Ideen

Ohne Änderungen
sähe Deutschland alt aus
Die Dernières Nouvelles d'Alsace (DNA)

aus Straßburg befassen sich mit den

jüngsten Entwicklungen in der Sozial-

politik in Deutschland:

„Nachdem die Rente mit 67 Jahren
gepriesen wurde, kehrt Deutsch-
land zu den 65 Jahren zurück. Und
vom 1. Juli an werden bereits dieje-
nigen mit 63 Jahren in Rente gehen
können, die 45 Jahre Beiträge be-
zahlt haben (weniger für Mütter),
Ausbildungszeit eingeschlossen.
Eine Umkehr, die durch die Sozial-
demokraten in der Regierung er-
zwungen wurde? Nicht nur. Ohne
Änderungen wäre Deutschland auf
einem Weg in eine zunehmend
ungleiche Gesellschaft.“

Bundestag agiert in
apathischer Ergebenheit
Die Neue Zürcher Zeitung kommentiert

die Regierungserklärung von Bundeskanz-

lerin Angela Merkel:

„Kanzlerin Merkel hat ihre erste
Regierungserklärung dazu benutzt,
sich als ausgabenfreudige Ver-
walterin des Status quo zu präsen-
tieren. Der Bundestag nahm die
zahlreichen Allgemeinplätze in
apathischer Ergebenheit hin. Sie tat
es, nachdem am Morgen ihr Ka-
binett die Rentenreform gebilligt
hatte, das erste große Gesetzes-
vorhaben der schwarz-roten Ko-
alition, das Milliarden kostet und
wertvolle Reformen früherer Re-
gierungen, auch rot-grüner, leicht-
fertig aufs Spiel setzt. Doch Merkel
verteidigte das rückwärtsgerichtete
Sozialprojekt mit derselben mono-
tonen Hartnäckigkeit wie alle ihre
geplanten Akte.“

Der Fehler liegt großteils
bei Barack Obama selbst
Die dänische Tageszeitung Jyllands-

Posten (Aarhus) schreibt über Barack

Obamas Rede zur Lage der Nation:

„In einer Demokratie – und be-
sonders in einer Demokratie, die
der leuchtende Stern für die Unter-
drückten der Welt sein will – ist es
ein Zeichen von Schwäche, wenn
ein Präsident so offen sagt, dass er
den demokratischen Gesetzge-
bungsprozess umgehen will. Wenn
Obama nicht mehr Kompromiss-
bereitschaft zeigt, sondern wei-
terhin bei seiner selbstgerechten
Solo-Performance bleibt, können
die restlichen drei Jahre seiner
Präsidentschaft als längste Wüsten-
wanderung der amerikanischen
Politik enden. Und die traurige
Analyse ist, dass der Fehler im
Wesentlichen bei Obama selbst
liegt.“

Obamas Rede erklärt nur
seine Machtlosigkeit
Dasselbe Thema kommentiert die spa-

nische Zeitung El País (Madrid):

„Eine Präsidentschaft im Abwind:
Kaum jemand spricht US-Präsident
Obama die Fähigkeit ab, brillante
Reden zu halten. Regieren ist aber
etwas anderes. Die fünfte Rede zur
Lage der Nation enthielt kein ehr-
geiziges politisches Programm,
sondern sie war indirekt eine Er-
klärung der Machtlosigkeit.“

Pressestimmen
●

Liebe Leserinnen, liebe Leser,
wir freuen uns über Ihre Briefe. Bitte
haben Sie aber Verständnis dafür,
dass wir für die Veröffentlichung eine
Auswahl treffen und uns auch Kür-
zungen vorbehalten müssen. Leser-
zuschriften stellen keine redaktionel-
len Beiträge dar. Anonyme Zuschrif-
ten können wir nicht veröffentlichen.

Schwäbische Zeitung
Karlstraße 16
88212 Ravensburg
Fax-Nr. 0751 / 295599-1499
Leserbriefe@schwaebische-
zeitung.de

Ihre Redaktion

Zum Artikel „Umfrage stärkt Regierung
im Streit um Bildungsplan“ (27.1.):

Dazu, dass 60 Prozent der baden-
württembergischen Bevölkerung
dem neuen Bildungsplanentwurf der
Regierung zustimmen, wäre zu fra-
gen: Wo fand eine solche Befragung
statt und mit welcher Fragestellung?
Es war doch aus anderer Quelle zu
hören, dass die Petition eines coura-
gierten Lehrers, die sich gegen die-
sen Plan richtete, in kürzester Zeit
160 000 Unterstützer gefunden hat.
Es ist schlichtweg unvorstellbar, dass
die Menschen unseres Landes es für
die dringlichste Aufgabe ansehen,
unsere Schüler über sämtliche wie
auch immer gearteten Sexualprakti-
ken aufzuklären. Wäre es nicht –
schon im Hinblick auf unsere Gebur-
tenraten, die die niedrigsten in ganz
Europa sind – weitaus dringlicher,
den Schülern aufzuzeigen, welche
Bedeutung Familiengründungen, die
auf eheliche Bindungen aufbauen,
für unsere Gesellschaft, besonders
aber für die Kinder haben und die
jungen Menschen dazu zu animie-
ren, solche Bindungen einzugehen?
Bleibt zu hoffen, dass dieser unglück-
selige Entwurf in den hintersten
Schubladen des Ministeriums ver-
schwindet – dort, wo er hingehört.
Wolfgang Löffelhardt, Ellwangen

Leserbriefe
●

Unglückseliger
Entwurf

E
s ist nicht einfach, den Über-
blick über die vielen Verände-
rungen in Kuba zu behalten.

Gut 50 Jahre lang war auf dem letzten
kommunistischen Vorposten der
westlichen Welt alles in Stein gemei-
ßelt. Doch nun krempelt der kleine
Bruder Raúl Castro das Land so
schnell um, dass dem großen Bruder
Fidel auf seine alten Tage noch ganz
schwindelig werden dürfte. 

Fast im Wochenrhythmus verkün-
det die Regierung neue Reformen
oder Lockerungen. Diese betreffen
vor allem die Wirtschaft, wobei der
staatlichen Planwirtschaft massive
Dosen Marktwirtschaft injiziert wer-
den, um das sozialistische Wirt-
schaftsmodell zu retten. Offiziell
bleibt aber alles beim Alten, die Re-

formen heißen dann auch nur „Ak-
tualisierung des Modells“. Kaum
„aktualisiert“ hingegen wurden bis-
her die politischen Freiheiten und
demokratischen Fortschritte. Kubas
politische Öffnung hinkt der wirt-
schaftlichen deutlich hinterher. 

So hat sich Kuba in den vergange-
nen Jahren zu einem Land der zwei
Geschwindigkeiten entwickelt. Den-
noch: Seit einem Jahr herrscht Reise-
freiheit, seit gut einem halben Jahr
kann jeder Kubaner staatlich betrie-
bene Internet-Cafés nutzen, so er
Devisen hat. Und vor ein paar Tagen
erst verkündete die Regierung, dass
die Kubaner demnächst sogar von ih-
ren Mobiltelefonen aus ins Internet
und ihre E-Mails abrufen können.
Fast in Vergessenheit geraten ist zu-
dem, dass zukünftig alle führenden
Ämter in Staat und Partei auf zwei

Mal fünf Jahre begrenzt werden. Das
gilt ausdrücklich auch für den Vorsit-
zenden des Staatsrates und Präsiden-
ten sowie seine Minister. In einem
Land, in dem Revolutionsführer Fi-
del Castro 47 Jahre lang regierte, ge-
bührt dieser Veränderung Anerken-
nung, auch wenn sie nur ein erster
Schritt sein kann. 

Was ist die Triebfeder? Wirt-
schaftlicher Überlebensinstinkt
oder die Einsicht, dass man sich
nicht dauerhaft Veränderungen ver-
schließen kann? Vermutlich eine Mi-
schung aus beidem. Längst ist der
Staat nicht mehr alleiniger Arbeitge-
ber. Privatinitiative im Wirtschafts-
leben ist erlaubt. Mehr als 200 Berufe
sind freigegeben. Handys, Häuser
und Autos dürfen gekauft werden.

Die Menschenrechtsorganisation
Human Rights Watch (HRW) wür-

digte dieser Tage die Fortschritte auf
der Insel, namentlich die Reisefrei-
heit. Aber HRW betonte auch, dass
sich „die Grundidee nicht verändert
habe“. Repression und Einschüchte-
rung Andersdenkender gehören un-
verändert zum Arsenal der politi-
schen Instrumente. Das bestätigte
sich beim gerade beendeten Latein-
amerika-Gipfel, als im Vorfeld Dissi-
denten festgesetzt wurden. 

Wohin der Kurs Kubas geht, wird
auch davon abhängen, ob sich nicht
nur Partner wie Venezuela, China
und Iran für die Insel interessieren,
sondern auch die Europäische Uni-
on. Am Mittwoch einigten sich die
EU-Staaten darauf, mit Kuba über ein
bilaterales Abkommen zu verhan-
deln. Ziel ist es, Reformen zu unter-
stützen und die Wirtschaftsbezie-
hungen zu verbessern.

Analyse
●

Kubas politische Öffnung hinkt der wirtschaftlichen hinterher
Von Klaus Ehringfeld

●

Reinhard Bütikofer (Foto: dpa)
ist ein grünes Urgestein. Der
geborene Mannheimer war sechs
Jahre lang (bis 2008) Bundes-
vorsitzender der Grünen. Heute
ist er zusammen mit Monika
Frassoni Chef der europäischen
Grünen. Der 61-jährige Bütikofer
kam aus Baden-Württemberg in
die Bundes- und Europapolitik. Er
gilt als guter Stratege.

Grüner Chef-Stratege

Zum Artikel „Wer im Wald das Sagen
hat“ (17.1.):

Ich bin der Meinung, dass bei uns die
Jagdlobby größten Einfluss hat und
ihre für Nichtjäger oft fragwürdigen
Interessen meist durchsetzt. Jäger
durften bislang gedeckt durch das
fragwürdige alte Jagdgesetz auf
fremdem Grund auch gegen den Wil-
len von dessen Eigner jagen. Einer-
seits sagt die Jagdseite, das Jagdrecht
resultiere aus dem Eigentumsrecht,
was ihr erlaube, entgegen den Forde-
rungen des Tierschutzes, nach eige-
nem Gutdünken mit ihrem eigenen
Jagdwild umzugehen. Andererseits
verletzte und missachtete sie bislang
das Eigentumsrecht anderer, indem
sie gegen deren Willen auf deren
Grund jagte. Solch anmaßende Ein-
stellungen und logische Brüche
durchziehen die Argumentation der
meisten Jäger, die zudem die ethi-
sche Einstellung von Jagdgegnern
meist grundsätzlich infrage stellen. 

Nach dem Urteil des Europäi-
schen Gerichtshofs für Menschen-
rechte vom 26.6.12 war die BRD ver-
pflichtet, das Bundesjagdgesetz wie
auch das Jagdrecht der Länder zu än-
dern und Grundeigentümern die Ge-
legenheit zu geben, ihr Land zu ei-
nem sogenannten „befriedeten Be-
zirk“ erklären zu lassen, auf dem
nicht gejagt werden darf. 
Rudolf Moser, Markdorf

Anmaßende
Einstellung

Zum Leitartikel „Eben mal empören“
(29.1.):

Wie gut zu erfahren, dass unsere Zu-
kunft nicht von Markus Lanz ab-
hängt. Aber garantiert von stabilen
Familien und mehr als 1,3 Kindern.
Wenn wir das als gutes Ziel auf allen
Ebenen fördern, dann haben wir eine
gute Zukunft.
Adelheid Bahn, Ertingen

Stabile Familien
sichern Zukunft


